
 

 

Lesefassung 
 

 
Beitragssatzung zur Entwässerungssatzung (BS-EWS) 

des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung für Städte und Gemeinden 
des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 

vom 07.10.2003 
 
 
Auf Grund der §§ 2, 7 und 7b des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) erlässt der 
Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung für Städte und Gemeinden des Land-
kreises Saalfeld-Rudolstadt folgende Satzung: 
 
 

§ 1 
Abgabenerhebung 

 
Der Zweckverband erhebt nach Maßgabe dieser Satzung Teilbeiträge zur Deckung des Aufwandes für 
die Herstellung und Anschaffung von Kläranlagen mit biologischer Reinigungsstufe sowie der dazuge-
hörigen Haupt- und Verbindungssammler. 
 
 

§ 2  
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare sowie für 
solche Grundstücke erhoben, auf denen Abwasser anfällt, wenn für sie nach § 4 EWS ein Recht zum 
Anschluss an die Entwässerungseinrichtung besteht. Ein Beitrag wird auch für Grundstücke erhoben, 
die an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind oder die auf Grund einer Son-
dervereinbarung nach § 7 EWS an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen werden. 
 
 

§ 3  
Entstehen der Beitragspflicht 

 
Die Beitragspflicht entsteht im Falle  
 
1. des § 2 Satz 1, sobald das Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen werden  
    kann. 
 
2. des § 2 Satz 2, 1. Alternative, sobald das Grundstück an die Entwässerungseinrichtung ange- 
    schlossen ist. 
 
3. des § 2 Satz 2, 2. Alternative mit Abschluss der Sondervereinbarung. 
 
 

§ 4 
 Beitragspflichtiger 

 
 
(1) Beitragspflichtiger ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragspflicht Eigentümer des Grund- 
     stücks, Erbbauberechtigter oder Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechtes im Sinne des Artikels  
     233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) ist. Unabhängig hiervon  
     ist bei restitutionsbelasteten Grundstücken derjenige beitragspflichtig, wer im Zeitpunkt der Be- 
     kanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks, Erbbauberechtigter oder Inhaber  
     eines dinglichen Nutzungsrechtes im Sinne des Artikels 233 § 4 des EGBGB ist. Die v. g. Regelung  
     gilt im Rahmen der Rückwirkung der Satzung bis zum 31.12.2000. 
 
(2) Ab 01.01.2001 ist derjenige beitragspflichtig, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe- 
     scheides Eigentümer des Grundstücks, Erbbauberechtigter oder Inhaber eines dinglichen Nut- 
     zungsrechtes im Sinne des Artikels 233 § 4 des EGBGB ist. 
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 (3) Soweit Beitragspflichtiger der Eigentümer oder Erbbauberechtigte eines Grundstücks ist und 
dieser  
     nicht im Grundbuch eingetragen ist oder sonst die Eigentums- oder Berechtigungslage ungeklärt  
     ist, so ist derjenige beitragspflichtig, der im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragspflicht der Besit- 
     zer des betroffenen Grundstückes ist. Bei einer Mehrheit von Besitzern ist jeder entsprechend der  
     Höhe seines Anteils am Mitbesitz zur Abgabe verpflichtet. 
 
(4) Mehrere Beitragspflichtige sind als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- und Teilungseigentum sind  
     die einzelnen Wohnungs- und Teilungsseigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil  
     beitragspflichtig. 
 
 

§ 5 
 Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Beitrag wird nach der gewichteten Grundstücksfläche (Produkt aus Grundstücksfläche und  
     dem Nutzungsfaktor) berechnet. 
 
(2) Als Grundstücksfläche gilt: 
 
     a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, die der Ermittlung der zuläs- 
         sigen Nutzung zugrunde zu legen ist, 
 
     b) bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes, 
 
     aa) die gänzlich im unbeplanten Innenbereich (§ 34 Baugesetzbuch – BauGB-) liegen grundsätz- 
            lich die gesamte Fläche des Buchgrundstückes 
 
     bb) die sich vom Innenbereich über die Grenzen des Bebauungszusammenhanges hinaus in den  
           Außenbereich erstrecken 
 

1. soweit sie an eine Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen  
      Grenze der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer der ortsüblichen Bebauung  
      entsprechenden Grundstückstiefe (Tiefenbegrenzung); Grundstücksteile, die lediglich die  
      wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung 
      der Grundstückstiefe unberücksichtigt. Diese beträgt in den Mitgliedsgemeinden 

 
- Könitz       25 m 
- Probstzella      25 m 
- Großkochberg      28 m 
- Hohenwarte      28 m 
- Kaulsdorf      28 m 
- Birkigt       29 m 
- Rudolstadt      29 m 
- Arnsgereuth      30 m 
- Bad Blankenburg     30 m 
- Unterwellenborn     30 m 
- Marktgölitz      31 m 
- Saalfeld      31 m 
- Gräfenthal      31 m 
- Goßwitz      32 m 
- Kamsdorf      32 m 
- Remda-Teichel     32 m 
- Altenbeuthen      33 m 
- Saalfelder Höhe     33 m 
- Uhlstädt-Kirchhasel (soweit sie im räumlichen  34 m 

               Geltungsbereich der Verbandssatzung des ZWA liegt) 
- Lausnitz      36 m 
- Leutenberg      37 m 
- Drognitz      41 m 
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2. soweit sie nicht an eine Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der Grund- 
                 stücksgrenze, die der Erschließungsanlage zugewandt ist und einer der ortsüblichen Be- 
                 bauung entsprechenden Grundstückstiefe (Tiefenbegrenzung). Diese beträgt in den Mit- 
                 gliedsgemeinden: 
 

- Könitz,       25 m 
- Probstzella      25 m 
- Großkochberg      28 m 
- Hohenwarte      28 m 
- Kaulsdorf      28 m 
- Birkigt       29 m 
- Rudolstadt      29 m 
- Arnsgereuth      30 m 
- Bad Blankenburg     30 m 
- Unterwellenborn     30 m 
- Marktgölitz      31 m 
- Saalfeld      31 m 
- Gräfenthal      31 m 
- Goßwitz      32 m 
- Kamsdorf      32 m 
- Remda-Teichel     32 m 
- Altenbeuthen      33 m 
- Saalfelder Höhe     33 m 
- Uhlstädt-Kirchhasel (soweit sie im Geltungs-  34 m 

   bereich der Verbandssatzung des ZWA liegt)                       
- Lausnitz      36 m 
- Leutenberg      37 m 
- Drognitz      41 m 

 
             Überschreitet die beitragsrechtlich relevante tatsächliche Nutzung die Abstände nach den  
             Ziffern 1. und 2., so fällt die Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tatsächlichen Nut- 
             zung. 
 
     c) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 Bau GB) die Grundfläche der an die Abwas- 
         seranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2, höchstens je- 
         doch die tatsächliche Grundstücksfläche. Die ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten derge- 
         stalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der  
         Baulichkeiten verlaufen. Bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuord- 
         nung erfolgt eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück. 
 
    d) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Friedhof oder Kleingar- 
        ten im Sinne des Bundeskleingartengesetzes festgelegt ist, oder die innerhalb eines im Zusam- 
        menhang bebauten Ortsteils (§ 34 Bau GB) tatsächlich so genutzt werden, die Grundfläche der  
        an die Abwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2,  
        höchstens jedoch die tatsächliche Grundstücksfläche. Die ermittelte Fläche wird diesen Baulich- 
        keiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwän- 
        den der Baulichkeiten verlaufen. Bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese  
        Zuordnung erfolgt eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück. 
 
     e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Schwimmbad oder Campingplatz  
         festgelegt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 Bau GB) tat- 
         sächlich so genutzt werden, 50 % der Grundstücksfläche. 
 
(3) Der Nutzungsfaktor beträgt: 
 
     a) bei Grundstücken, die in einer baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise ge- 
         nutzt werden können (z. B. Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze, Freibäder, Stellplätze oder  
         Dauerkleingärten) oder untergeordnet bebaut oder untergeordnet gewerblich genutzt sind, 1,0. 
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     b) bei Grundstücken mit einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss 1,0. Für jedes weitere Vollge- 
         schoss wird der Faktor um 0,5 erhöht. 
 
(4) Für die Zahl der Vollgeschosse im Sinne von Absatz 3 gilt: 
 
     a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse, 
 
     b) soweit der Bebauungsplan statt der Vollgeschosszahl eine Baumassenzahl ausweist, die Bau- 
         massenzahl geteilt durch 3,5; Bruchzahlen werden dabei bis einschließlich 0,4 auf die voraus- 
         gehende volle Zahl abgerundet und solche über 0,4 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerun- 
         det, 
 
     c) soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge- 
         schosse noch die Baumassenzahl bestimmt sind, die Zahl der nach der näheren Umgebung  
         überwiegend vorhandenen Bebauung zulässigen Vollgeschosse, 
 
     d) die Zahl der tatsächlichen Vollgeschosse, sofern diese Zahl höher ist als die nach dem Absatz 4  
         Buchstabe a) bis c) ermittelte Zahl, 
 
     e) soweit Grundstücke im Außenbereich liegen (§ 35 BauGB), die Zahl der genehmigten Vollge- 
         schosse. Weist das Grundstück keine genehmigte Bebauung auf oder überschreitet die vorhan- 
         dene Bebauung die genehmigte Bebauung, ist die Zahl der Vollgeschosse der vorhandenen Be- 
         bauung maßgeblich. 
 
(5) Vollgeschosse sind Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über die Gelän- 
     deoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Höhe  
      von mindestens 2,00 m haben. Soweit für ein Grundstück keine Baumassenzahl festgesetzt ist,  
      ergibt sich die Geschosszahl bei Bauwerken mit Vollgeschossen, die höher als 3,5 m sind und bei  
      Gebäuden ohne Vollgeschossaufteilung durch Teilung der tatsächlich vorhandenen Baumasse mit  
      der tatsächlich überbauten Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch  
      3,5. Bruchzahlen werden entsprechend Absatz 4 Buchstabe b) gerundet. 
 
 

§ 6 
 Beitragssatz 

 
Der Abwasserbeitrag beträgt 4,66 DM / m² gewichtete Grundstücksfläche, ab 01.01.2002 2,38 € / m² 
gewichtete Grundstücksfläche. 
 
 

§ 7 
 Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird drei Monate nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 
 

§ 8 
 Stundung 

 
(1) Der Beitrag wird auf Antrag solange gestundet, als Grundstücke als Kleingärten im Sinne des Bun- 
     deskleingartengesetzes vom 28. Februar 1983 (BGBl. I S. 210) in der jeweils geltenden Fassung  
      genutzt werden und der Beitragspflichtige nachweist, dass die darauf befindlichen Gebäude nicht  
      zum dauerhaften Wohnen geeignet sind oder für gewerbliche Zwecke genutzt werden.  
 
(2) Der Beitrag wird auf Antrag gestundet, soweit und solange Grundstücke als Friedhof genutzt  
      werden.  
 
(3) Der Beitrag wird auf Antrag gestundet, soweit und solange Grundstücke mit Kirchen bebaut sind,  
     die zur Religionsausübung genutzt werden, soweit diese nicht tatsächlich an die Entwässerungs- 
     einrichtung angeschlossen sind.  
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§ 9  
Ablösung, Vorauszahlung 

 
(1) Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag  
     richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung be- 
     steht nicht. Die Ablösung erfolgt durch Vereinbarung zwischen dem Zweckverband und dem Bei- 
     tragspflichtigen. 
 
(2) Vorauszahlungen können nach Maßgabe der rechtlichen Voraussetzungen erhoben werden. §§ 7  
     und 8 gelten entsprechend. 
 
 

§ 10 
In-Kraft-Treten 

 
(1) Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.02.1996 in Kraft. 
  
      Gleichzeitig werden die §§ 1 – 11 der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung  
      des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung für Städte und Gemeinden  
      des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt vom 23.06.1993, in der Fassung der Bekanntmachung vom  
      26. April 2000 und der 4. Satzung zur Änderung der 3. Satzung zur Änderung der Beitrags- und  
      Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung außer Kraft gesetzt. 
 
 
 
 


